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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Nationalrat nahm auch ein Postulat Grin (svp, VD) an, welches eine Prüfung der
Aufteilung der Kosten für die ambulante Chirurgie, wie dies bereits bei den stationären
Behandlungen der Fall ist, forderte. Die Finanzierung der stationären wie auch der
ambulanten Leistungen sollte damit dual durch die obligatorische
Krankenpflegeversicherung und die Kantone erfolgen. 1

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
LUZIUS MEYER

Jean-Pierre Grin (svp, VD) forderte den Bundesrat mittels Postulat dazu auf abzuklären,
ob Ethanol in die Liste der für die wirtschaftliche und gesundheitliche
Versorgungssicherheit des Landes notwendigen Produkte aufgenommen werden soll.
Durch die Covid-19-Pandemie sei der Stellenwert von Ethanol im Gesundheitssektor
und in der chemischen Industrie ersichtlich geworden. Das Produkt werde auch in den
kommenden Jahren von grosser Bedeutung sein, daher müsse es «für die
Landesversorgung [als] unverzichtbares Gut eingestuft werden». In seiner
Stellungnahme erklärte der Bundesrat, er habe bereits im Zusammenhang mit den
Motionen Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) und Gigon (gp, VD; Mo. 20.3448) angekündigt,
die Pflichtlagerhaltung im Zuge der Covid-19-Krise neu zu bewerten. Der Bundesrat
beabsichtige, die existierende Übergangslösung ab 2022 durch eine Ethanol-
Pflichtlagerhaltung abzulösen. Das WBF sei bereits mit der Ausarbeitung eines
Verordnungsentwurfes zu den Ethanol-Pflichtreserven betraut worden; die
entsprechende Vernehmlassung werde noch 2021 gestartet. Die Landesregierung
beantragte daher, das Postulat abzulehnen. Dem kam der Nationalrat in der
Wintersession 2020 denn auch stillschweigend nach. 2

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2010, S. 1131.
2) AB NR, 2020, S. 2693
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